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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und 
Finanzfragen 

Europaangelegenheit des Ausschusses für 
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 
Drs. 17/5643 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Uni-
on; 
Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, die Europäische Zentralbank, 
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss, den Ausschuss der Regionen und die 
Europäische Investitionsbank: 
Optimale Nutzung der im Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt vorgesehenen Flexibilität 
COM(2015) 12 final 
BR-Drs. 19/15 

I. Beschlussempfehlung: 

Das Vorhaben wird zur Kenntnis genommen und 
um Berücksichtigung der Bedenken im weiteren 
Verfahren gebeten 

1. Der Bayerische Landtag hält die konsequente 
Fortsetzung von Haushaltskonsolidierungs-
maßnahmen und wachstumsfördernden 
Strukturreformen für unerlässlich. Um Europa 
auf einen nachhaltigen Wachstumspfad zu-
rückzuführen, ist eine konsequente Umset-
zung des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
unabdingbar.  

2. Der Bayerische Landtag bekräftigt, dass die 
Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts auch in Zukunft strikt einzuhalten sind. 
Die von der EU-Kommission geplanten Flexi-
bilisierungen in Bezug auf Investitionen, Struk-
turreformen und die Konjunkturlage lassen in 
der Gesamtschau allerdings eine erhebliche 
Aufweichung des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts erkennen. Dadurch wird die Glaubwür-
digkeit des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
und des Euroraums insgesamt beschädigt. 

3. Der Bayerische Landtag bedauert, dass die 
EU-Kommission die Investitionsoffensive für 

Europa mit einer Aufweichung des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes verknüpft. Die EU-
Kommission hat angekündigt, dass nationale 
Beteiligungen am Europäischen Fonds für 
strategische Investitionen (EFSI) in der prä-
ventiven und der korrektiven Komponenten 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts außer 
Betracht bleiben. Die weitreichende Locke-
rung des Stabilitäts- und Wachstumspakts in 
Bezug auf nationale Kofinanzierungen für 
durch den EFSI begünstigte bzw. von der EU 
kofinanzierte Projekte ist abzulehnen. 

4. Anders als bisher wird die EU-Kommission die 
sog. „Investitionsklausel“ unabhängig von der 
im gesamten Euroraum bzw. in der gesamten 
EU herrschenden Wirtschaftslage anwenden. 
Damit werden die Möglichkeiten, Investitionen 
mildernd im Stabilitäts- und Wachstumspakt 
zu berücksichtigen deutlich ausgeweitet. Der 
Bayerische Landtag sieht darin die Gefahr ei-
ner erheblichen Schwächung des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts. 

5. Der Bayerische Landtag sieht die weitrei-
chende Berücksichtigung von Strukturrefor-
men (Strukturreformklausel) in der von der 
EU-Kommission geplanten Form sehr kritisch, 
vor allem soweit bereits die Ankündigung von 
Strukturreformen ausreichend sein soll. 

6. Der Bayerische Landtag ist der Auffassung, 
dass die vorgenommenen Präzisierungen hin-
sichtlich der Konjunkturlage überarbeitet wer-
den müssen. Dabei ist sicherzustellen, dass in 
Zeiten sehr guter wirtschaftlicher Entwicklung 
nochmals verstärkte Anpassungsanstrengun-
gen unternommen werden. 

7. Der Bayerische Landtag hält zudem die von 
der Kommission am 25.02.2015 empfohlene 
Fristverlängerung für Frankreich zur Reduzie-
rung seines Defizits auf unter 3 % des BIP um 
weitere zwei Jahre für ein falsches Signal. 
Dadurch wird die Glaubwürdigkeit des gerade 
erst reformierten Stabilitäts- und Wachstums-
pakts erheblich beschädigt. Mangelnde Re-
formbereitschaft darf nicht noch belohnt wer-
den. Frankreich muss nun konsequent seinen 
Haushalt konsolidieren und dringend Struktur-
reformen umsetzen. Die EU-Kommission ist 
aufgerufen, den weiteren Kurs Frankreichs 
streng zu überwachen und Verstöße zu sank-
tionieren. 
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8. Der Bayerische Landtag weist auch die von 
der EU-Kommission am 25.02.2015 im Rah-
men des Verfahrens bei makroökonomischen 
Ungleichgewichten geäußerte Kritik am Leis-
tungsbilanzüberschuss Deutschlands zurück. 
Der Überschuss ist Ausdruck der starken 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft.  

 

Berichterstatter: Ernst Weidenbusch 
Mitberichterstatter: Volkmar Halbleib 

II. Bericht: 

1. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat das Verfahren am 14. Juli 2015 in 
seiner 78. Sitzung federführend beraten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
in der in I. genannten Weise entschieden. 

2. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
das Verfahren am 27. Oktober 2015 in seiner 
32. Sitzung endberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zugestimmt 

Peter Winter 
Vorsitzender 

 


